 Gefeh-Sammlung 
x 5 für die ö „ 
oniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr 20. on 


(Ar. 7031.) Geſetz, betreffend die Erweiterung der Zinsgarantie des Staats für das An. 
Br lagekapital einer Eiſenbahn von Trier durch die Eifel nach Call. Von 
11. März 1868. n ö 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze. 


nn, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
folgt: 5 ER 


| SE | 
Die der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft Behufs Uebernahme des Baues 

und Betriebes einer Eiſenbahn von Trier durch die Eifel nach Call durch das 
Geſetz vom 7. Juli 1866. (Gefeg-Samml. für 1866. S. 448.) bewilligte Zins 
ee wird nach näherer Maaßgabe des beigedruckten, mit der Rheiniſchen 
„Eiſenbahngeſellſchaft unterm 12./14. November 1867. abgeſchloſſenen Vertrages 
auch auf denjenigen Betrag ausgedehnt, um welchen das in dem Geſetz vom 
Juli 1866. vorgeſehene Anlagekapital von 11 Millionen Thaler in Folge 

der Mehrausgaben Alk den Grunderwerb und in Folge der Begebung der Aktien 

1. B. unter dem Nominalwerthe ſich zur Deckung der Koſten der Bahnanlage 


unzureichend erweiſen möchte. 


| §. 2. | | 
Sobald die Baurechnung für die Call-Trierev Bahn abgeſchloſſen ift, wird 
r nach Maaßgabe des §. 1. über die Summe von 11 Millionen Thaler zur 
Fertigſtellung der Bahn etwa erforderliche Betrag unter Mitwirkung eines Kom⸗ 
A des Miniſteriums für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten feſtgeſtellt 
und durch landesherrliche Verordnung bekannt gemacht. 1 85 1 5 


Unſer Finanzminiſter und Unſer Miniſter für Handel, Gewerbe und 6 
Arbeiten ſind mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. a 
ahrgang 1868. (Nr. 7031.) „ 5 


fo 


en zu Berlin den 30. März 1868. 


N 
” 


Urkundlich unte Unferer Höchſteige igen Unterſchrift nd beigedrucktem ; 
1 Königlichen e e 
Gegeben Berlin, den 11. März 1868. 


(. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Fh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


a Jochen dem Königlichen Eiſenbahn⸗Kommiſſariate zu Cöln, hierzu ermächtigt 
Durch Reſkript des Miniſters für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten vom 
5. November 1867., einerſeits, und der Direktion der Rheiniſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft zu Cöln andererſeits, iſt unter Vorbehalt der landesherrlichen Ge⸗ 
nehmigung und unter Vorbehalt der Genehmigung der Generalverſammlung der 
Alktionaire der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag in Ergänzung, 

beziehungsweiſe in Abänderung des unterm 10. April 1866. zwiſchen der König⸗ 
lichen Staatsregierung und der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft abgeſchloſſenen, 
am 7. Juli 1866., 12. November 1866. und 18. März 1867. Allerhöchſt ge⸗ 
nehmigten Vertrages abgeſchloſſen worden. 


1 5 95 10 
Sodeit die Grunderwerbskoſten für die Eifelbahn durch die Bewilligungen 


der Intereſſenten, Gemeinden und Kreiſe, ſowie durch die von der Rheiniſchen 
„Eiſenbahngeſellſchaft aus eigenen Fonds zugeſicherte Beihülfe von 74,127 Rthlr 
15 Sgr. nicht gedeckt werden, iſt die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft in Ab⸗ 
änderung des F. 4. des Vertrages vom 10. April 1866. berechtigt und verpflichtet, 
die nöthige Mehrausgabe auf Rechnung des Baufonds zu übernehmen. ER 
8 Dem a für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten wird die 
Befugniß vorbehalten, das ganze Grunderwerbungsgeſchäft für das Unternehmen 
ganz oder theilweiſe in die Hand zu nehmen und durch von ihm zu beſtellende 
Kommiſſare Namens und für Rechnung der Geſellſchaft ausführen zu laſſen. 


$. 2. f 8 
Der H. 7. des Vertrages vom 10. April 1866. wird dahin abgeände 
daß die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft im Einvernehmen mit der Staatsregierun 
die für den Bau der Call⸗Trier Bahn kreirten Aktien Littr. B. auch unter dem 
Parikurſe emittiren wird, ſofern die Lage des Geldmarktes dieſes geboten erſchei 
nen laſſen ſollte. i ; a = ; 


Dem im F. 10. des Vertrages vom 10. April 1866. auf 11 Millionen 

haler feſtgeſetzten Baukapitale wachſen diejenigen Ausgaben für den Grund⸗ 
erwerb zu, welche nicht durch die Leiſtungen der Intereſſenten, Gemeinden und 

reiſe, reſp. nicht durch den von der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft übernom⸗ 
menen Zuſchuß von 74,127 Rthlr. 15 Sgr. gedeckt werden ($. 1. dieſes Ver⸗ 
trages), in gleicher Weiſe der Betrag der Kursverluſte, welche bei der Ausgabe 
der Aktien Littr. B. ſich ergeben werden. RR 

Soweit durch dieſe Mehrausgaben für den Grunderwerb und die Kurs⸗ 
verluſte eine Ueberſchreitung des urſprünglich in Ausſicht genommenen Anlage 
kapitals von 11 Millionen Thaler herbeigeführt wird, ſoll dieſer Mehrbedarf 


1 


in gleicher Weiſe wie das urſprüngliche Anlagekapital von 11 Millionen Thaler 
durch vom Staate garantirte Aktien Littr. B. beſchafft werden. ER 


Cöln, den 12/14. November 1867. 


22 ö1.•——— — — 


Nr. 7032.) Geſetz, betreffend die Deklaration der Verordnung vom 24. Auguſt 1867, be⸗ 
5 : treffend das Münzweſen in den neu erworbenen Landestheilen. Vom 
13. März 1868. 0 I, 


ir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen . 
erordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


En / Einziger Artikel. „ 5 
Die Beſtimmung des $. 2. zu 4. der Verordnung vom 24. Auguſt 1867., 
jetreffend das Münzweſen in den neu erworbenen Landestheilen, berührt nicht das 
aus beſtehenden Privat⸗Rechtsverhältniſſen erwachſene Recht, Zahlung in einer 
eſtimmten Münzſorte zu fordern. 1 . e 
AUlrkuͤndlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. i f 1 

Gegeben Berlin, den 13. März 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Ibenplitz 
. v. Mühler. v. Selchow. Leonhardt. 5 


(Nr. 70317033. 


Statut für den Verband zur Entwäſſe ng, des La dgraben hales im Sorauer 
Rei, Vom z Meir 8 ũ , ! 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 
verordnen, auf Grund der $$. 56. ff. des Geſetzes vom 28. Februar 1843. 


(Gefeß-Samml. S. 41.) und des Artikels 2. des Geſetzes vom 11. Mai 1853. 
(Geſetz⸗Samml. S. 182.), nach Anhörung der Betheiligten, was folgt 


. 1. 


Die Beſitzer der Grundſtücke im Landgrabenthale, einem Seitenthale des 


Lubbesfluſſes oberhalb Sommerfeld, werden zu einer Genoſſenſchaft unter der 
Benennung: i 3 5 


„Verband zur Entwäſſerung des Landgrabenthales“ 

vereinigt. = > 
Dier Verband hat Korporationsrechte und feinen Gerichtsſtand bei dem 

Kreisgerichte zu Sorau. f = 
ar 2 | 


1 Das Meliorationsgebiet iſt auf der von dem Deichinſpektor Schultze im 
Jahre 1854. zuſammengeſtellten Karte des Landgrabenthales von Sablath bis 
Bellkau verzeichnet und gehören nach dem von demſelben aufgeſtellten Beitrags⸗ 
Eklataſter davon: a 
Iz) dem Königlichen Domainen⸗Fiskus (Sablath) ... 392 
2) zur Dorfſchaft Sablath 8 
3) zum Rittergute Tauchel 
4) zur Dorfſchaft Tauchel 
Die Guſchau 
6) Er 2 Witzen 
7) dem Königlichen Domainen⸗Fiskus (Meyersdorf) 
8) zur Dorfſchaft Meyersdorf : 


8 3% 

& Der Verband hat die vorbezeichneten Flächen zu entwäſſern, auch, foweit 
es ſich als nothwendig und ausführbar darſtellen wird, zu bewäſſern und zu dem 
Zwecke nach dem vom Deichinſpektor Schultze in den Jahren 1855. und 185 
entworfenen Meliorationsplane nebſt Nachtrag vom Mai 1866., fo wie derſelbe bei 
der Superreviſion feſtgeſtellt iſt, den ſogenannten Landgraben, ſoweit derſelbe 
nicht bereits im Jahre 1856. regulirt iſt, und die ſonſt erforderlichen Gräben und 
Anlagen auszuführen und zu unterhalten. a: > 

Erhebliche Abänderungen des Regulirungsplanes, welche im Laufe der 
Ausführung nöthig erſcheinen, dürfen nur mit Genehmigung des Miniſters für 
die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. . 


1 


— 237 
Außerdem liegt dem Verbande ob, Seitenentwäſſerungs⸗ oder Bewäſſerungs⸗ 
nlagen, welche nur durch Zuſammenwirken mehrerer Grundbeſitzer ausführbar 
ind, zu vermitteln und nöthigen Falls auf Koſten der ſpeziell dabei Betheiligten 
durchzuführen, nachdem der Plan dazu von der Regierung zu Frankfurt a. d. O. 
nach Anhörung der Betheiligten feſtgeſtellt worden iſt. 
Jeder Genoſſe hat das Recht, die Aufnahme des Waſſers, deſſen er ſich 
entledigen will, in die Hauptentwäſſerungszüge zu verlangen. N i 
Innerhalb des geſammten Entwäſſerungsgebiets darf das Waſſer aus den 
Hauptabzugsgräben nur mit Genehmigung des Verbandsvorſtandes zeitweiſe auf- 
geſtaut oder abgeleitet werden. 


H. 4. 


Der zur Ausführung des Meliorationsplanes erforderliche Grund und 
Boden wird mit alleiniger Ausnahme des nach dem Nachtragsplane vom 
Mai 1866. me dd Terrains zur Verlegung des Landgrabens unterhalb 
der Einmündung des Abſchlagsgrabens oberhalb der Bellkauer Mühle von den 
Verbandsgenoſſen unentgeltlich hergegeben, wogegen ihnen innerhalb ihrer Grenzen 
die Grasnutzung auf den Uferrändern verbleibt und die eingehenden Fließ⸗ und 
Grabenſtrecken zufallen. . 
Im Uebrigen erfolgt die Erwerbung der für den Zweck der Genoſſenſchaft 
nöthigen Grundſtücke nach den Vorſchriften des Geſetzes über die Benutzung der 
rivatflüſſe vom 28. Februar 1843. f 
Hinſichtlich der Auszahlung und Verwendung der Geldvergütigungen, 
welche der Verband für Grundſtücke, welche er erwirbt, zu leiſten hat, finden die 
für den Chauſſeebau der Provinz Brandenburg gültigen Beſtimmungen Anwendung. 


. 5. 


ü Die Ausführungs⸗ und Unterhaltungskoſten der Meliorationsanlagen wer⸗ 
den von den ſämmtlichen Grundſtücksbeſitzern unter Berückſichtigung des den ein⸗ 
zelnen Grundſtücken aus der Entwäſſerung erwachſenden Vortheils nach Maaß. 
gabe des im F. 2. gedachten Kataſters aufgebracht. 

st a letzteren find die betheiligten Grundſtücke in drei Klaſſen geſchieden, 

on denen 


die Klaſſe I. für den Morgen 3 Theile, 
2 DE 5 s 2 2 i 2 
. i E IE: = . . 1 Theil 


ſondern auch namentlich Behufs Ausgleichung beziehungsweiſe Rück; 
durch die theilweis ausgeführte Regulirung des Landgrabens ($. 3.) von dem 
Königlichen Domainenfiskus, dem Beſitzer des Rittergutes Tauchel und einige 
Gemeinden vorſchußweiſe gezahlten Koſten die erforderlichen Beiträge geleiſtet. 
r. 7038. N i i N 


" 


einverſtanden, fo wird das Kataſter demgemäß berichtigt, andernfalls werden die 
Akten der vorgenannten Regierung zur Entſcheidung über die Beſchwerde eingereicht. 85 
Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den Beſchwerde⸗ 
führer. Innerhalb vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
a dagegen an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
zuläſſig. i f f 


: Das feftgeftellte Kataſter wird von der Regierung ausgefertigt und dem 


Verbandsporſtande übermittelt. Auf Grund des Kataſters werden die Heberollen 
aaufgeſtellt. = . 
. N $. 7. 5 e 

Die Verbindlichkeit li Entrichtung der Beiträge für die Anlage und 
Unterhaltung ruht unablöslich auf den zum Verbande gehörigen Grundſtücken 
und bedarf keiner hypothekariſchen Eintragung. Ihre Erfüllung kann im Wege 
der adminiſtrativen Exekution erzwungen werden. Dieſe findet auch ſtatt gegen 
Pächter, Nutznießer, oder andere Beſitzer der verpflichteten Grundſtücke, vor⸗ 
behaltlich ihres Regreſſes an die eigentlich Verpflichteten. : See 
Bei Beſttzveränderungen kann ſich der Verband auch an den im Kataſter 
genannten Eigenthümer ſo lange halten, bis dem Vorſtande die Beſitzveränderung 


Berichtigung des Kata gezeigt und ſo nachgewieſen ift, 

s Nachweiſes die Berichtigung erfolgen kann.. . 

Bei vorkommenden Parzellirungen müſſen die Leiſtungen an den Verband 

auf die Trennſtücke verhältnißmäßig vertheilt werden. Auch die kleinſte Parzelle 

zahlt mindeſtens Einen Pfennig jährlicgch. „„ er 
)( 
Die Angelegenheiten des Verbandes werden von 
Dieſer beſteht aus ö 5 i | 
I) dem Direktor, welchen, ſowie deſſen Stellvertreter die Regierung zu 


Frankfurt a. d. O. aus den nachbeannten Repräſentanten jedesmal auf ſechs 
Jahre ernennt, i 5 a 5 


2) den Repräſentanten der Verbandsgenoſſen: 5 


einem Vorſtande geleitet. 


a) dem Vertreter des Königlichen Domainenfiskus, welchen die Regie⸗ 
rung zu Frankfurt a. d. O. zu ernennen hat / f 

p) dem jedesmaligen Beſitzer des Ritterguts Tauchel oder deſſen geſetz⸗ 
lichen Vertreter oder Bevollmächtigten f 5 5 


e) den Ortsvorſtehern der Dorfſchaften Sablath, Tauchel und Guſchau „ en 
d) einem Repräſentanten, welcher von der Dorfſchaft Witzen mit 
4 Wahlſtimmen und von der Dorfſchaft Meyersdorf mit 1 Wahl⸗ i 


ſtimme gewählt wird. 5 N 8 
Die Wahl dieſes e e Repräſentanten und ſeines Stellver⸗ 
reters erfolgt durch die Vorſtände der betheiligten Ortſchaften nach der angege⸗ 
Zahl von Wahlſtimmen und zwar nach Stimmenmehrheit. 5 


Bei Gleichheit der Wahlſtimmen entſcheidet unter den Gewählten das Loos. 
Die Wahlperiode iſt eine ſechsfährige. Im Uebrigen ſind bei dem Wahl⸗ 


fahren, ſowie in Betreff der Verpflichtung zur Annahme unbeſoldeter Stellen 


ie Vorſchriften über Gemeindewahlen analogiſch 1 0 = 
Die Vertreter der übrigen Repräſentanten wer 


en von dieſen ſelbſt ernannt. = 


Der Vertreter des Königlichen Domainenfiskus hat im Vorſtande drei und 
er Ortsvorſteher von Sablath zwei Stimmen zu führen, die übrigen Repräſen ? 


anten dagegen jeder nur Eine Stimme. N = 
Die Vorſtandsmitglieder ſowie deren Stellvertreter werden durch den Di⸗ 
ektor des Verbandes mittelſt Handſchlags an Eidesſtatt verpflichtet. i 


Der Direktor und die Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehrenamt. Er⸗ 


erer erhält eine Entſchädigung für Büreauaufwand, welche die Regierung u 
ankfurt a. d. O. nach Anhören des Vorſtandes feſtſetzt. e 


Der Vorſtand hat über alle Angelegenheiten der Genoſſenſchaft n 
Stimmenmehrheit zu beſchließen. Derſelbe iſt beſchlußfähig, wenn außer der 
ktor mindeſtens noch drei Mitglieder anweſend ſind. Bei Stimmengleichhei 

8 55 5 i N x RT 2 5 5 5 * BR 8 E 


1 
1 * 


1 8 die Genoſſenſchaft Die Währe derſelben, wie. en d 
Verwaltung der Verbandsangelegenheiten er den Beſtimmungen dieſes aM / 
erfolgt durch den Direktor. 


Der letztere hat insbeſondere 
1) nach Vollendung der gemeinſchaftlichen ge für die Auen 
und Beaufſichtigung derſelben Sorge zu tragen; 


2) die Beiträge nach den Beſchlüſſen des Vorſtandes auszuſchreiben und im 
Falle der Säumniß durch Exekution einzuziehen, die Zahlungen auf die. 
Kaffe anzuweiſen und die Kaſſenverwaltung zu revidiren; 


3) den Schriftwechſel für den Verband zu führen und die Urkunden 5 
unterzeichnen; jedoch iſt zur Abſchließung von Verträgen und Vergleichen 
die Genehmigung des Vorſtandes erforderlich 


4) Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung N 
dieſes Statuts und der etwa beſonders zu erlaſſenden Reglements bis 
zur En von fünf Thalern feſtzuſetzen und zur Kaſſe einzuziehen. 


$. 10. 


Der Vorſtand verſammelt fich auf Berufung des Vorſitzenden in jedem 
Jahre mindeſtens zweimal zur Frühjahrs⸗ und Herbſtgrabenſchau im Mai und 
Oktober, um den Etat feſtzuſtellen, die Jahresrechnung abzunehmen und die ſonſt 


; N Beſchlüſſe zu faſſen. 


Die Zuſammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenſtände der Ver⸗ 
- handlung; mit Ausnahme dringender Fälle muß die Berufung wenigſtens ſieben 
freie Ta 105 vorher ſtattfinden. 

er am Erſcheinen behindert iſt, muß die Vorladung ſeinem Silber 


treter ohne Verzug mittheilen. 
5 Die Beſchlüſſe des Vorſtandes und die Namen der dabei anmejenb gewe⸗ 
jenen Mitglieder find in ein beſonderes Buch einzutragen. Sie werden von de 
i 5 und . zwei Mitgliedern ee 


GE 


oa Verwaltung der Kaſſe des Verbandes wählt der Vorſtand einen Ren- 
danten, welcher durch Handſchlag an Eidesſtatt vom Vorſitzenden in einer Ver⸗ 
8 1 des Vorſtandes ee wird. 


8 2 


An den vom Verbande zu erhaltenden Entwäſſerungs agen müſſen drei 
Fuß, vom oberen Rande der Böſchung ab gerechnet, unbeackert und mit dem 
Weidevieh verſchont bleiben. Bäume und Hecken dürfen auf eine e 
von je Fuß nicht a werden. 


* 


Bei der Räumung müſſen die Eigenthümer der angrenzenden Grundſtücke 


Auswurf, deſſen Eigenthum ihnen dagegen zuſällt, aufnehmen und binnen 


jerzehn Tagen nach der Räumung — wenn aber die Räumung vor der Ernte 
hieht, binnen vierzehn Tagen nach der Ernte — bis auf Eine Ruthe Ent⸗ 

ernung von dem Borde wegſchaffen. Aus beſonderen Gründen kann der Direktor 

ieſe Friſt verlängern. f 


§. 13. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen den Mitgliedern der Genoſſenſchaft 
ber das Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuständigkeit oder den Umfang 
on Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, au 
inem ſpeziellen Rechtstitel beruhende Rechte oder Verbindlichkeiten der Parteien 
neftehen, gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. i 
Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen ene be der Ge⸗ 
oſſenſchaft oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines Genoſſen betreffenden 
Beſchwerden von dem Verbandsvorſtande unterſucht und entſchieden. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs an 
in Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
es Beſcheides an gerechnet, bei dem Genoſſenſchaftsdirektor angemeldet werden muß. 

Das Schiedsgericht beſteht aus dem Kreislandrathe als Vorſitzenden und 

ei Beiſitzern. Daſſelbe entſcheidet nach Stimmenmehrheit. Ein weiteres Rechts- 
ttel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil trägt die Koſten. 

Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter für jeden werden vom Vorſtande 
auf ſechs Jahre gewählt. 8 8 f 
Wählbar ſind nur ſolche Perſonen, welche die Eigenſchaften eines Gemeinde: 

ihlers haben und nicht Mitglieder des Verbandes ſind. : 


$. 14. 


Bis zur Vollendung der projektirten Anlagen werden die Bauten von dem 
Regierungskommiſſar mit Hülfe eines von der Regierung zu ernennenden Bau⸗ 
lahnikers geleitet. Der Vorſtand unterſtützt ihn dabei und nimmt die Rechte 
des Verbandes wahr. Für die laufenden Geſchäfte während der Bauzeit iſt von 

Vorſtande ein Ausſchuß zu wählen und mit Vollmacht zu verſehen. i 

Nach erfolgter Ausführung werden die Anlagen von dem Regierungs⸗ 
kommiſſarius dem Verbandsvorſtande übergeben mit der Baurechnung und einem 

kachweiſe der ausgeführten Anlagen und der Inventarienſtücke. Streitigkeiten, 

elche dabei entſtehen möchten, werden von der Regierung zu Frankfurt, in 
höherer Inſtanz von dem Miniſterium für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 

tſchieden, ohne daß der Rechtsweg zuläſſig iſt. 1 

Die Ausführung der Meliorationsanlagen iſt durch einen Baubeamten der 
Regierung zu repidiren; die Baurechnung wird nach Anhörung des Vorſtandes 

der Regierung dechargirt. i nr A 
Die Remuneration des Regierungskommiſſarius und des Bautechnikers 
aus der Staatskaſſe beſtritten. b „ 


1868. (Nr. 70337034.) i 39 


Der Verband seht v 5 der Vierne des Staates, „ welche v 
Negierung zu Frankfurt d. d. O. und von dem Miniſter für die and wirlhſchaft 
Angelegenheiten nach Maaßgabe dieſes Statuts und ſonſt in dem Umfange und 
mit den Befugniſſen, welche den Aufſichtsbehörden der Gemeinden che 
| ausgeübt wird. 


8. 16, 5 
Dies Statut Bin nur mit landesherrlicher Genehmigung abgeändert werden 


Urkundlich unter Unſerer LA el und e 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den A, März 1868. 


(U. S.) Wilhelm. 
| v. Selchow. Leonhardt. 


85 8 550 Statut für den Verband zur Entwäſſerung des Altwaſſerbruchs im Son 


und Saul ener Kreiſe. Vom 4. März 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Mise 


nn. ar 0 Grund der SS. 56. ff. des Geſetzes vom 28. Februar 1843. (Ge 
Samml. S. 41.) und des Artikels 2. des Geſetzes vom 11. Mai 1853. (Ge 
SR Sanml, ©. 182.), nad) Anhörung der Selen, was folgt: $ 


| Se: 5 
Die Beſther der Grundſtücke im Altwaſſerbruch einem Setenthale des 


> Lubbesfluſſes oberhalb Sommerfeld, werden Behufs Entwäſſerung ihrer Grun 
8 ſtücke zu einer Genoſſenſchaft unter der Benennung: 


a \ „Verband zur eee des Altwaſſerbruchs“ 
5 5 vereinigt. i f 
de Verband hat Korporationsrechte und ſeinen N beim Re 
gerichte Sorau. 

5 15 


SR gane iſt auf der im Jahre 1855. von dem De 
1 inſpektor chultze zuſammengeſtellten Karte verzeichnet und umfaßt nach 
aüfgeſtelten Beitragskataſter 688,05 Morgen. N N 


H. 3. 

Dem Verbande liegt es ob, nach dem vom Deichinſpektor Schultze ent- 
worfenen Meliorationsplane zur Regulirung der Lubbes und ihrer Seitenthäler 
om November 1859. und dem die ſelbſtſtändige Entwäſſerung des Altwaſſer⸗ 
bruchs betreffenden Nachtrage vom Mai 1866. — ſowie das Meliorationsprojekt 
bei der höheren Prüfung feſtgeſtellt iſt — die erforderlichen Gräben und ſonſtigen 
Anlagen zur Ausführung zu bringen und zu unterhalten, namentlich auch zur 
Abführung des Waſſers nach der Freilubbes unterhalb der Neumühle bei Sommer⸗ 
feld unter dem Bette der Mahllubbes eine Unterführung (Drumme) anzulegen. 
Außerdem liegt dem Verbande ob: Seiten⸗Entwäſſerungsanlagen, welche 
nur durch Zuſammenwirken mehrerer Grundbeſitzer ausführbar ſind, zu vermitteln 
und nöthigenfalls auf Di der ſpeziell dabei Betheiligten durchzuführen, nach⸗ 
dem der Plan dazu von der Regierung zu Frankfurt a. d. O. nach Anhörung der 


Betheiligten feſtgeſtellt worden iſt. 
Jeder Genoſſe hat das Recht, die Aufnahme des Waſſers, deſſen er ſich 


entledigen will, in die Haupt⸗Entwäſſerungsgräben zu verlangen. 


F. 4. 5 3 
Der Grund und Boden zur Anlage der Haupt⸗Entwäſſerungsgräben wird 
nerhalb des Meliorationsgebiets von den Beſitzern der angrenzenden Grundſtücke 
nentgeltlich hergegeben. 8 
Außerdem wird der Genoſſenſchaft für ſonſtige zur Ausführung des 
Meliorationsplanes erforderliche Anlagen das Recht zur Expropriation verliehen. 
Das Expropriationsverfahren, welches erſt dann eintritt, wenn eine güt⸗ 
che Einigung nicht erreicht wird, leitet die Regierung zu Frankfurt a. d. O. nach 
en Vorſchriften des Geſetzes über die Benutzung der Wrivatflüffe vom 
28. Februar 1843. a a 8 25 
Hi.nſichtlich der Auszahlung und Verwendung der Geldvergütigungen für 
die der e unterworfenen Grundſtücke und Gerechtigkeiten kommen die 
für den Chauſſeebau der Provinz Brandenburg beſtehenden geſetzlichen Beſtim⸗ 
ungen zur Anwendung. N 


8. 5. 5 


Die. Ausführungs- und Unterhaltungskoften der Meliorationsanlagen 
erden von den Verbandsgenoſſen unter Berückſichtigung des den einzelnen 
Grundſtücken erwachſenden Vortheils nach Maaßgabe des im $. 2. gedachten 
Kataſters aufgebracht. ; 

In letzterem find die betheiligten Grundſtücke in vier Klaſſen gefchieden, 


von denen | 
8 die Klaſſe 10 für den Morgen 1 


V a De 
%% 0 


355 


5 85 8 a N i 
Behufs Feſtſtellung des Kataſters findet, ſobald die Ausführung des 
Meliorationsplanes vollſtändig erfolgt iſt, eine Reviſion der der Kataſteraufſtellune 
zum Grunde gelegten Einſchätzung der betheiligten Grundſtücke durch zwei von 
der Regierung zu Frankfurt a. d. O. zu ernennende Sachverſtändige unter Leitung 
des Regierungskommiſſars ſtatt. Bei dieſer Reviſion können auf Antrag de 
Sachverſtändigen die Klaſſen und deren Werthſätze von der Regierung zu Fra 
furt a. d. O. anderweit feſtgeſetzt werden. 8 f : 
Das nach den Reſultaten der Reviſion berichtigte Kataſter wird dem Vor⸗ 
ſtande vollſtändig, den einzelnen Gemeindevorſtänden, ſowie dem Beſitzer des 
Ritterguts Tauche auszugsweiſe mitgetheilt und iſt zugleich im Amtsblatte de 
Frankfurter Regierung eine vierwöchentliche Friſt bekannt zu machen, innerhal 
welcher das Katafter bei den Gemeindevorſtänden, auf dem Landrathsamte d 
Kreiſes und bei dem Regierungskommiſſar eingeſehen und Beſchwerde dagegen 
bei dem letzteren angebracht werden kann. I I EN 
Der Kommiſſarins hat die angebrachten Beſchwerden unter Zuziehung der 
Beſchwerdeführer, eines Deputirten des Vorſtandes und der erforderlichen Sa 
verſtändigen zu unterfuchen: i 5 „5 
55 Bezüglich der ökonomiſchen Fragen haben die zur Einſchätzungsreviſiol 
des Kataſters beſtellten Sachverſtändigen ein Gutachten abzugeben. Nußerdem 
ernennt die Regierung zu Frankfurt a. d. O. hinſichtlich der Vermeſſung und des 
Nivellements einen vereideten Feldmeſſer oder nöthigen Falls einen Vermeſſungs 
reviſor, und bei vorkommenden Streitigkeiten wegen der Waſſerverhältniſſe einen 
Waſſerbautechniker 5 N u Be 
ih Mit dem Reſultate der Unterfuchung werden die Beſchwerdeführer und 
der Vorſtandsdeputirte bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Reſultate 


85 einverſtanden, ſo wird das Kataſter demgemäß berichtigt, andernfalls werden 


Akten der vorgenannten Regierung zur Entſcheidung über die Beſchwerde ei 
eleſcht ä i N ö i 8 5 
5 l Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den Be⸗ 
ſchwerdeführer. Innerhalb vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der 
Entſcheidung iſt Rekurs dagegen an den Minifter für die landwirthſchafklichen 
Angelegenheiten zuläſſig. ne er 
Das feſtgeſtellte Kataſter wird von der Regierung ausgefertigt und dem 
Verbands vorſtande übermittelt. Auf Grund des Kataſters werden die Heberollen 
aaufgeſtellt. a 2 Ger 


x 


Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Beiträge für die Anlage und 
Unterhaltung ruht unablöslich auf den zum Verbande gehörigen Grundſtücken 
und bedarf keiner hypothekariſchen Eintragung. Ihre Erfüllung kann im Wege 
der adminiſtrativen Exekution erzwungen werden. A 5 


Dieſe findet auch ſtatt gegen Pächter, Nutznießer, oder andere Beſitzen 
der verpflichteten Grundſtücke, vorbehaltlich ihres Regreſſes an die eigentlich 
Verpflichteten. 188 8 85 f b 108 g 
5 Bei Beſitzveränderungen kann ſich der Verband auch an den im Kataſter 
genannten Eigenthümer ſo lange halten, bis dem Vorſtande die Beſitzveränderung 

ur Berichtigung des Kataſters angezeigt und ſo nachgewieſen iſt, daß auf Grund 


N 


dieſes Nachweiſes die Berichtigung erfolgen kann. a 
ö Bei vorkommenden Parxzellirungen müſſen die Leiſtungen an den Verband 
auf die Trennſtücke verhältnißmäßig vertheilt werden. Auch die kleinſte Parzelle 
zahlt mindeſtens Einen Pfennig jährlich. 8 


| re = 4 
ö Die Angelegenheiten des Verbandes werden von einem Vorſtande geleitet. 
Dieſer beſteht aus vier Mitgliedern: i i ; 


a) aus dem jedesmaligen Beſitzer des Rittergutes Altwaſſer oder deffen 
geſetzlichen Stellvertreter oder Bevollmächtigten, = a: 
b) aus drei Mitgliedern oder deren Stellvertretern, welche von den Verbands: 
genoſſen gewählt werden. | 3 


Die Wahl der letzteren (ad b.) erfolgt auf ſechs Jahre. Die Aus⸗ 
ſcheidenden können wieder gewählt werden. 8 : 
Die Stellvertreter nehmen in Krankheits⸗ oder Behinderungsfällen des 
Vorſtandsmitgliedes deſſen Stelle ein. Außerdem tritt, wenn ein Vorſtands⸗ 
mitglied während ſeiner Wahlzeit ſtirbt, oder ſeinen Wohnſitz in der Gegend auf⸗ 
giebt, deſſen Stellvertreter für die Dauer der Wahlperiode ein. Es 

Ned 

Die Wahl der letzterwähnten Vorſtandsmitglieder und Stellvertreter erfolgt 
unmittelbar durch die Verbandsgenoſſen und zwar hat ein jeder, welcher zwei 
bis zehn Normalmorgen (d. h. auf die höchſte Beitragsklaſſe des Kataſters redu. 
zirte Fläche) beſitzt, Eine Stimme, wer mehr als zehn Normalmorgen beſitzt, fir 
je zehn Normalmorgen und den Ueberſchuß Eine Stimme. a N 

Das Stimmrecht von moraliſchen Perſonen, Frauen oder Minderjährigen 

kann durch deren geſetzliche Vertreter oder Bevollmächtigte ausgeübt werden. 
Auch e be können zur Ausübung ihres Stimmrechts ihre 
Pächter oder Verwalter oder einen anderen ſtimmfähigen Genoſſen bevollmächtigen. 

Gehört ein Grundſtück mehreren Beſitzern gemeinſchaftlich, ſo kann nur 
Einer derſelben im Auftrage der Uebrigen das Stimmrecht ausüben. BR 

ITnm Uebrigen find bei dem Wahlverfahren, fowie in Betreff der Ver⸗ 

pflichtung zur Annahme unbeſoldeter Stellen die Vorſchriften über Gemeinde⸗ 

wahlen analogiſch anzuwenden. ; 

Die Wahlverſammlung wird während der Bauzeit von dem Regierungs⸗ 
kommiſſar, ſpäter von dem Landrathe des Sorauer Kreiſes berufen und geleitet 
es kann jedoch auch der Genoſſenſchaftsdirektor oder ein Mitglied des Vorſtandes 

damit beauftragt werden. 5 5 . 

(Ir. 7034 e Wählbar 


PERL nr ift det Gtoßlähtige e Geno e wache in Se 
lch Ehrenrechte iſt. ii 


zoo 


Die Vorſtandsmitglieder wählen aus ihrer Mitte den Genoſſenſchafts = 
direktor, welcher den Vorſitz im Vorſtande führt, auf längſtens ſechs Jahre. Sind 
die Stimmen gleich, ſo entſcheidet unter den Gewählten die Regierung zu 
Frankfurt a. d. O. 8 

Die Wahl des Genoſſenſchaftsdirektors bedarf der Beſtätigung der Regie⸗ 
rung; wird die i verſagt, ſo findet eine Neuwahl ſtatt, und wird auch 
dieſe nicht beſtätigt, oder die Wahl verweigert, ſo ſteht der Regierung die Er⸗ 
nennung für die ſechsjährige Wahlperiode zu. 

Das Amt des Genoſſenſchaftsdirektors und der e iſt ein 
unbeſoldetes Ehrenamt. N 

Der Direktor wird während der Bauzeit durch den Regierungskommiſſar, 
nachher durch den Landrath des Sorauer Kreiſes, die Vorſtandsmitglieder aber 
und Stellvertreter, ſowie die Beamten des Verbandes werden durch den Direktor 
mittelſt Handſchlages an Eidesſtatt verpflichtet 


9 


a Der Vorſtand hat über alle Angelegenheiten des Verbandes nach Stimmen Be 
8 mehrheit zu beſchließen. Derſelbe iſt beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden 
zwei Vorſtandsmitglieder anweſend ſind. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die 
Stimme des Vorſitzenden. a 
Dtäer Vorſtand verſammelt fi) in jedem Jahre mindeſtens zweimal zur 
Frühjahrs⸗ und Herbſtgrabenſchau, um den Etat feſtzuſtellen, die Jahresrechnung 
abzunehmen und die ſonſt nöthigen Beſchlüſſe zu faſſen. | 
Die Zuſammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenſtände der Ver⸗ 
handlung, die Berufung muß wenigſtens ſieben freie Tage vorher ſtattfinden. 
Vorſtandsmitglieder, die am Erſcheinen behindert ſind, müſſen die Vorladung 


| = ihrem Stellvertreter ohne Verzug mittheilen. 


Die Beſchlüſſe des Vorſtandes und die Namen der dabei betheiligt ge 
weſenen Mitglieder ſind in ein beſonderes Buch und vom Vorſitzenden 
und wenigſtens zwei Mitgliedern zu vollziehen. N 


. 12. 


i Der Genoſſenſchaftsdirektor führt die Geſammtverwaltung des Waben 
nach den Beſtimmungen dieſes Statuts und den Beſchlüſſen des Vorſtandes. 


Er hat insbeſondere: 


J) nach Vollendung der gemeinſchaftlichen Anlagen für die nkanbntung 

und Beaufſichtigung derſelben Sorge zu tragen; 

2) die Beiträge nach den Beſchlüſſen des Vorſtandes auszuſchreiben 10 
im Falle der Säumniß durch Exekution einzuziehen „die 1 au 
die Kaſſe anzuweiſen und die Kae du eee 


3) den Schriftwechſel für den Verband zu führen und die Urkunden zu 
unterzeichnen; jedoch iſt zur Abſchließung von Verträgen und Vergleichen 

die Genehmigung des Vorſtandes erforderlich ; 5 

4) Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung dieſes 
Statuts und der etwa beſonders zu erlaſſenden Reglements bis zur Höhe 
von fünf Thalern feſtzuſetzen und zur Kaffe einzuziehen. 


9. 13. | 
ur Verwaltung der Kaffe des Verbandes wählt der Vorſtand einen 
Rendanten, welcher in einer Verſammlung des Vorſtandes vom Vorſitzenden 

durch Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet wird. ; 


F. 14. 


An den vom Verbande zu erhaltenden Entwäſſerungszügen müſſen dee 
Fuß, vom oberen Rande der Böſchung ab gerechnet, unbeackerk und mit den! 
Weidevieh verſchont bleiben. a = 1 
Bäume und Hecken dürfen auf eine Entfernung von ſechs Fuß nicht ge⸗ 
duldet werden. f 5 
Bei der Räumung müſſen die ee der angrenzenden Grundftüde 
den Auswurf, deſſen Eigenthum ihnen dagegen zufällt, aufnehmen und binnen 
vierzehn Tagen nach der Räumung — wenn aber die Räumung vor der Ernte 
geſchieht, binnen vierzehn Tagen nach der Ernte — bis auf Eine Ruthe Entfer⸗ 
ng von dem Borde wegſchaffen. 
Aus beſonderen Gründen kann der Direktor dieſe Friſt verlängern. 


f F. 15. : 

Die Streitigkeiten, welche zwiſchen den Mitgliedern der Genoſſenſchaft 
über das Eigenthum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang 
von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, aun, 
ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Rechte oder Verbindlichkeiten der Parteien ent⸗ 
Yen, gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. . 
> Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten der So⸗ 
zietät oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines Genoſſen betreffenden Beſchwer⸗ 
den von dem Verbandsvorſtande unterſucht und entſchieden. 
1 Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs an 
ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung des 
Beſcheides an gerechnet, bei dem Genoſſenſchafksdirektor angemeldet werden 5 | 
Dias Schiedsgericht beſteht aus dem Landrathe des Sorauer Kreiſes als 2 
Vorſttzenden und zwei Beiſitzern. Daſſelbe entſcheidet nach Stimmenmehrheit. 
5 90 Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil trägt 

en. 8 f b . 
Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter für jeden werden vom Vorſtande 
auf ſechs Jahre gewählt. g 2 
„Wählbar find nur ſolche Perſonen, welche die Eigenſchaften eines Gemeinde⸗ 
wählers haben und nicht Mitglieder des Verbandes ſind. e 

(Nr. 7034.) : 


Bis zur Vollendung der projektirten Anlagen werden die Bauten von dem 
Regierungskommiſſar mit Hülfe eines von der Regierung zu ernennenden Bau⸗ 
technikers geleitet. i m 8 
ER Der Vorſtand unterſtützt ihn dabei und nimmt die Rechte des Verbandes 
wahr. Für die laufenden Geſchäfte während der Bauzeit iſt von dem Vorſtande 
ein Ausſchuß zu wählen und mit Vollmacht zu verſehen. 8 8 
Nach erfolgter Ausführung werden die Anlagen von dem Regierungs⸗ 
kommiſſar dem Verbandsvorſtande übergeben mit der Baurechnung und einem 
Nachweiſe der ausgeführten Anlagen und der Inventarienſtücke. Streitigkeiten, 
welche dabei entſtehen möchten, werden von der Regierung zu Frankfurt a. d. O., 
in höherer Inſtanz von dem Miniſterium für die landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten entſchieden, ohne daß der Rechtsweg zuläſſig iſt. Be 
ee Die Ausführung der Meliorationsarbeiten iſt durch einen Baubeamten 
der Regierung zu revidiren; die Baurechnung wird nach Anhörung des Vor⸗ 
ſtandes von der Regierung dechargirt, 2 
Die Remuneration des Regierungskommiſſars und des Bautechnikers 
wird aus der Staatskaſſe beſtritten. a a . 


ae | 
Der Verband ſteht unter der Oberaufſicht des Staates, welche von der 
Regierung zu Frankfurt a. d. O. und von dem Miniſter für die landwirthſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten nach Maaßgabe dieſes Statuts und ſonſt in dem Um 
fange und mit den Befugniſſen, welche den Aufſichtsbehörden der Gemeinden 
zuſtehen, ausgeübt wird. 5 5 3 . 
. 9. 18. | | 
0 Mbänderungen des vorſtehenden Statuts können nur unter landesherr⸗ 
licher Genehmigung erfolgen. . i ER 5: 
5 Urkundlich unter Unferev Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 = 1 
Gegeben Berlin, den 4. März 1868. a 
(J. S.) Wilhelm. 
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v. Selchow. Leonhardt. 
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